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A. Mündliche Fragen gemäß 1. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

1. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Häfele die Bestimmung des Honnefer Modells, nach 

der die Landwirtschaft bei der Vergabe von 
Stipendien nach dem Verkehrswert zu bewer- 
ten ist, zu Härten führt, da der Verkehrswert 
wenig über das Realeinkommen eines land- 
wirtschaftlichen Betriebes aussagt? 

2. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die Absicht, diese 

Dr. Häfele Bestimmung des Honnefer Modells in abseh- 

barer Zeit zu ändern, um auch die ländliche 
Bevölkerung stärker in den Genuß der Förde- 
rung zu bringen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

3. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Ver- 

Barche such einer Münchener Hypothekenbank, zur 

Sicherung von Baukrediten statt der hierfür 
regelmäßig verwendeten Hypolhek mit Hypo- 
thekenbriefen die bricflose Hypothek zu ver- 
v/enden gescheitert ist an einer Grundsatzent- 
scheidung des Bayerischen Landgerichtes vom 
28. November 1968 (H 2.: 2 Z 44/69)? 

4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 

Barche daß durch die derzeitige Regelung mit dem 

Hypothekenbrief und der damit verbundenen 
Überlastung der Grundbuchämtcr erhebliche 
Bauverzögerungen und Baukostensteigerungen 
eintreten und diese Erschwernisse für die Hy- 
pothekenbanken, Grundbuchämter und Bau- 
herren durch Beseitigung des § 39 der Grund- 
buchordnung beseitigt werden könnten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

5. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 

Jung rung, eine leistungsgerechte Bezahlung der 

Assistenzärzte an Krankenhäusern zu errei- 
chen? 

6. Abgeordneter Ist es zumutbar, einem Bundesbediensteten 

Schwabe Trennungsentschädigung oder Fahrkostenzu- 

schuß zu versagen, wenn Arbeits- und Wohn- 
gemeinde zwar mit ihren peripheren Grenzen 
weniger als 15 km voneinander entfernt sind, 
der eigentliche Arbeitsweg von der Wohnung 
zum Arbeitsplatz aber sehr viel weiter ist? 
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7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Alarm- 
Dr. Rinderspadier meldungen der Presse, wonach die Schweiz 
80^/o der Kühlwasserkapazität des Hochrheins 
für den Bau von Kernkraftwerken beansprucht 
und durch rasches Handeln unabänderliche 
Fakten schaffen wolle? 


8. Abgeordneter Welche Folgerungen würde ein solches schwei- 
Dr. Rinderspacher zerisches Vorgehen haben für die künftige 
Entwicklung des Hochrheingebietes und ins- 
besondere für seine Stromversorgung in den 
kommenden Jahrzehnten? 


9. Abgeordneter Welche Förderungsmaßnahmen hat die Bun- 
Schirmer desregierung getroffen oder geplant, um in 

Bundeswehr und Bundesgrenzschutz — sowie 
in Abstimmung mit den Innenministern der 
Bundesländer für die Polizei — den „Mo- 
dernen FünfkampH (Disziplin: Reiten, Fech- 
ten, Schießen, Schwimmen, Geländelauf) be- 
sonders zu fördern, da bereits seit Jahrzehn- 
ten bekannt ist, daß diese Sportart in erster 
Linie bei den Militär- und Polizeieinheiten 
gepflegt wird? 


10. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Schirmer lichkeiten, nicht nur die im Dienste der Bun- 

deswehr, des Bundesgrenzschutzes und der 
Polizei der Bundesländer stehenden Fünfkämp- 
fer in die Förderungen zur Vorbereitung auf 
die Weltmeisterschaft der „Modernen Fünf- 
kämpfer" — im August dieses Jahres in Wa- 
rendorf — einzubeziehen? 


Wird die Bundesregierung erste Versuche zur 
Einführung der gleitenden Arbeitszeit im öf- 
fentlichen Dienst zum Anlaß nehmmn, sich über 
die dabei gesammelten Erfahrungen zu unter- 
richten? 


12. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
Müller lichkeit, gleitende Arbeitszeitregelungen auch 

(Mülheim) im Bereich der Bundesbehörden einzuführen? 


13. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Offergeld Schweiz bestehenden Pläne, die Kühlwasser- 

kapazität des Hochrheins oberhalb Basel zu 
80 Prozent für Schweizer Atomkraftwerke zu 
nutzen? 


14. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in der Frage 

Offergeld der Kühlwassernutzung des Hochrheins auf 

diplomatischem Wege die Schweiz zu einer 
stärkeren Berücksichtigung deutscher Interes- 
sen zu bewegen? 


11. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 
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Warum sieht sich die Bundesregierung nicht 
in der Lage, Einbürgerungsanträgen von Aus- 
ländern stattzugeben, obwohl sie sich seit vie- 
len Jahren in die deutschen Lebensverhältnisse 
eingeordnet haben, mit einer Deutschen ver- 
heiratet sind, in Deutschland eine Familie ge- 
gründet haben, in Deutschland ausgebildet 
wurden und hier ihren Beruf ausüben? 

Teilt die Bundesregierung die Aulfassung ihrer 
Vorgängerinnen, daß es sich bei der Ehe eines 
Ausländers mit einer Deutschen und bei der 
Ehe eines Deutschen mit einer Ausländerin um 
zwei wesensverschiedene Tatbestände han- 
delt? 

17. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Leicht nehmen, um ähnliche Vorgänge, wie sie sich 

in Braunschweig am 17. Dezember 1969 in der 
Aula der Staatlichen Hochschule für Bildende 
Kunst abgespielt haben, in Zukunft zu ver- 
hindern (s. FAZ und Hannoversche Allgemeine 
Zeitung vom 19. Dezember 1969, Die Welt vom 
8. Januar 1970, Die Zeit und Rheinischer Mer- 
kur vom 9. Januar 1970)? 

18. Abgeordneter Treffen die Vorwürfe zu, die zuletzt in der 

Hansen Fernsehsendung Report am 22. Dezember 1969 

erhoben wurden, daß regierungstreue, als Stu- 
denten getarnte griechische Offiziere in der 
Bundesrepublik Deutschland ihre demokratisch 
gesinnten Landsleute durch Androhung oder 
Anwendung von Gewalt terrorisieren? 

Welche Maßnahmen will die Bundesregierung 
ergreifen, um die griechischen Gastarbeiter 
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland in 
Zukunft wirksam gegen diese Übergriffe zu 
schützen? 

20. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit dem Gleich- 
Pensky heitsgrundsatz des Artikels 3 des Grundge- 

setzes für vereinbar, daß gemäß § 71 BRRG, 
§ 123 BBG und in Anlehnung an diese Vor- 
schriften auch nach § 131 LBG/NRW die Witwe 
eines Ruhestandsbeamten kein Witwengeld 
erhält, wenn der Beamte zur Zeit der Ehe- 
schließung das 65. Lebensjahr bereits vollendet 
hatte, demgegenüber aber die Witwe eines 
Empfängers von Angestellten-, Knappschafts- 
und Invalidenrenten ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt der Eheschließung ein Anspruch auf 
Witwengeld zusteht? 

Gedenkt die Bundesregierung die Initiative 
zu ergreifen, um die in dieser unterschiedlichen 
gesetzlichen Regelung liegende Diskriminie- 
rung der Ruhestandsbeamten zu beseitigen? 


21. Abgeordneter 

Pensky 


19. Abgeordneter 

Hansen 


16. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 


15. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 
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22 . Abgeordneter Wenn Pressemeldungen zutreffen, daß der 

Benda Bundesminister des Innern die Aufhebung des 

von seinem Ministerium gegen den Führer der 
amerikanischen Negerorganisation „Schwarze 
Panther", Elbert Howard, verfügten Einreise- 
verbots angeordnet hat — welche Überlegun- 
gen lagen seiner Entscheidung zugrunde? 

23. Abgeordneter Ist die Entscheidung des Bundesministers des 

Benda Innern im Falle Howard Ausdruck einer grund- 

sätzlichen Haltung der Bundesregierung ge- 
genüber derartigen militanten ausländischen 
Organisationen, soweit diese auf das politische 
Leben in der Bundesrepublik Deutschland ein- 
wirken? 

24. Abgeordneter Welche gesundheitspolitische Bedeutung mißt 

Dr. Brand die Bundesregierung dem Bericht der „Ai- 

(Pinneberg) grain" -Gruppe hinsichtlich des Vorschlags für 

eine Aktion zur Bekämpfung der Wasserver- 
unreinigung bei, der dem Europarat vorliegt? 

25. Abgeordneter Bis zu welchem Zeitpunkt kann nach Auffas- 

Dr. Brand sung der Bundesregierung die Verunreinigung 

(Pinneberg) des Rheins durch Industriesalze auf ein ge- 

sundheitlich unschädliches Maß reduziert wer- 
den? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


26. Abgeordneter Hält die Bundesregierung den gegebenen steu- 

Dr. Hauff erlichen Anreiz für Großverdiener, in Berlin zu 

investieren, für ein vermögenspolitisch akzep- 
tables Instrument zur Sicherung der Lebens- 
fähigkeit Berlins? 

27. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für wünschens- 

Dr. Hauff wert zu überprüfen, welche der beiden Mög- 

lichkeiten zu einem höheren wirtschaftlichen 
und strukturell gewünschten Wachstum in 
Berlin führt: entweder — wie bisher — eine 
indirekte Unterstützung durch Steuervergün- 
stigungen für private Investoren oder eine 
direkte Unterstützung durch die öffentliche 
Hand in Höhe der jetzt erlittenen Steuermin- 
dereinnahmen? 

28. Abgeordneter Welche Initiativen hat die Bundesregierung 

Wurbs nach dem Baustopp für das Regierungsviertel 

zur weiteren und neuerlichen Planung ergrif- 
fen? 

29. Abgeordneter Hat die Bundesregierung in diesem Zusam- 

Wurbs menhang erwogen, gegebenenfalls einen Parla- 

mentsbeauftragten mit der weiteren Fortfüh- 
rung des Bauprogramms zu betrauen, um die 
Mitwirkung des Parlaments bei diesem Pro- 
jekt zu gewährleisten? 
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30. Abgeordnete 

Frau Funcke 


31. Abgeordneter 

Meister 


32. Abgeordneter 

Meister 


33. Abgeordneter 

Roser 


34. Abgeordnete 

Frau Klee 


35. Abgeordneter 

Zebisch 


36. Abgeordneter 
Werner 


37. Abgeordneter 

Werner 


Beabsichtigt die Bundesregierung, schnellstens 
eine Novelle des Umsatzsteuergesetzes vorzu- 
legen, durch die das Privileg der Blindenbe- 
triebe gemäß § 4 Nr. 19 UStG so geändert wird, 
daß entsprechend der Absicht des Gesetzge- 
bers Kleinbetriebe begünstigt bleiben, aber 
Mißbräuche durch eine Umgehung der vorge- 
sehenen Begrenzungen ausgeschaltet werden? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, wieviel 
Familienwohnungen, die bisher von den ver- 
schiedenen Stalionierungsstreitkräften belegt 
waren, freistehen? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, diese freistehenden Wohnungen dem 
freien Wohnungsmarkt zuzuführen? 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Aufwendungen für die private, musische Er- 
ziehung von Kindern (z. B. privater Musik- 
unterricht) im Rahmen der außergewöhnlichen 
Belastungen steuerlich zu berücksichtigen? 

Trifft es zu, daß die Kosten für den ärztlich 
angeordneten ständigen Aufenthalt eines asth- 
makranken Kindes im Heilklima, verbunden 
mit dem Besuch einer Volksschule, nicht als 
außergewöhnliche Belastung im Sinne des 
Steuerrechts berücksichtigt werden können? 

Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
über Manipulationen und Betrügereien von 
Firmen unter Ausnutzung von Lücken im Ab- 
schöpfungs- und Erstattungssystem sowie von 
Marktordnungslücken bestätigen und was wird 
sie dagegen unternehmen? 

Wie wird es die Bundesregierung mit der 
Handhabung des Stimmrechts der in ihrem 
Besitz befindlichen VW-Aktien nach dem 30. 
Juni 1970 halten, und denkt sie an eine allge- 
meine Auflockerung der Stimmrechtsbeschrän- 
kung? 

Haben die Bundesregierung oder ihre entspre- 
chenden Vertreter nach dem 30. September 
1969 die Preispolitik der Volkswagenwerke 
zu beeinflussen versucht? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


38. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich die Kosten der Bundes- 

Dr. Probst regierung für die Herstellung und den Ver- 

trieb des Flugblattes an Rentner und wie hoch 
war die Auflage? 
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39. Abgeordneter Sollen die von der Bundesregierung ange- 

Ott forderten 60 Planstellen für das Bundespresse- 

und Informationsamt dazu dienen, die von der 
Bundesregierung begonnenen Propagandaak- 
tionen fortzusetzen bzw. weiter auszudehnen? 

40. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die von den unab- 

Ott hängigen Publikationsmitteln der Bundesrepu- 

blik Deutschland betriebene Information der 
Öffentlichkeit für nicht ausreichend, da sie in 
steigendem Maße eigene „Informationen" mit 
Propagandacharakter betreibt? 

41. Abgeordneter In welchen Verbandsorganen der Kriegsopfer- 

Josten verbände hat die Bundesregierung die Anzeige 

über das Erste Anpassungsgesetz veröffent- 
licht? 


42. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die vom Bundesmini- 
Dr. Sdiober ster für Bildung und Wissenschaft am 27. No- 

vember 1969 angekündigte Klärung der Frage 
herbeigeführt, welches Ministerium in Zukunft 
für die Stiftung Preußischer Kulturbesitz ver- 
antwortlich sein soll? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


43. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend 

Dr. Schulz der Empfehlung 567 (1969) der Beratenden 

(Berlin) Versammlung des Europarates über die kul- 

turelle Zusammenarbeit in Europa die Grün- 
dung einer Europäischen Zentrale für Erzie- 
hungsfragen und die Institutionalisierung der 
Europäischen Erziehungsministerkonferenz im 
Ministerkomitee des Europarates zu befür- 
worten? 

44. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung die not- 
von Thadden wendigen Schritte zur Einsetzung der besonde- 
ren Kommission zu unternehmen, die in dem 
deutsch-französischen Konsultationsgespräch 
am 14. März 1969 zwischen Bundeskanzler Dr. 
h.c. Kurt-Georg Kiesinger und Staatspräsident 
Charles de Gaulle mit dem Ziel verabredet 
worden ist zu prüfen, welche Möglichkeiten 
der Koordinierung auf dem Gebiet der Raum- 
ordnung und des Ausbaus der Infrastruktur 
des Saarlandes und Lothringens bestehen? 

45. Abgeordneter Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
von Thadden zu, daß als deutsche Vertreter auch saarländi- 
sche Wirtschaftssachverständige in die beson- 
dere Kommission berufen werden sollten? 
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46. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung un- 

Baier ternommen, um die Freilassung von Rudolf 

Hess aus dem alliierten Militärgefängnis von 
Berlin-Spandau, die vom großen Teil der 
deutschen Bevölkerung und namhaften Ver- 
tretern befreundeter Nationen in zunehmen- 
dem Maße gefordert wird, endlich zu errei- 
chen? 

47 . Abgeordneter Trifft es zu, daß rund 18 000 bei den Stationie- 

Dröscher rungsstreitkräften beschäftigte Arbeitnehmer 

im Verteidigungsfall mit militärischen Aufga- 
ben betraut werden und wie ist deren Status- 
frage geregelt? 

48. Abgeordneter Hält die Bundesregierung angesichts der Tat- 

Breidbach sache, daß sich mehr als 50®/o der Botschaften 

der Bundesrepublik Deutschland in Entwick- 
lungsländern befinden, die Entsendung von bis 
jetzt drei Entwicklungshilfeattaches für aus- 
reichend? 

49. Abgeordneter Welche Rolle spielt die Vermittlung von 

Breidbach Kenntnissen über Entwicklungshilfe und Ent- 

wicklungsländer bei der Ausbildung von zu- 
künftigen Botschaftern und den Beamten und 
Angestellten im diplomatischen Dienst? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


50. Abgeordneter Wie beabsichtigt der Bundesminister für Wirt- 

Matthöfer schaff seiner von Bundesminister Dr. Ehmke in 

der Fragestunde der 20. Sitzung des 6. Deut- 
schen Bundestages festgestellten Verantwort- 
lichkeit nachzukommen, „daß den Entwick- 
lungsländern für ihre Erzeugnisse der Zugang 
zum deutschen Markt wie zu den Märkten 
anderer Industrieländer so weit wie möglich 
erleichtert wird"? 

51. Abgeordneter Entspricht die im „Handbuch für Entwicklungs- 

Matthöfer hilfe" (48. Lieferung, Mai 1966) enthaltene 

Feststellung, private Direktinvestitionen kä- 
men den Vorstellungen der Bundesregierung 
am nächsten und seien am besten geeignet, die 
Wirtschaft der Entwicklungsländer nachhaltig 
zu fördern, die öffentliche Kapitalhilfe solle 
deshalb nur Grundlagen und Anreize für pri- 
vate Investitionen schaffen, den Richtlinien der 
Politik der jetzigen Bundesregierung? 

52. Abgeordneter Hängt die verzögerte Vorlage des 7. Werft- 

Dr. Müller- hilfeprogramms damit zusammen, daß die Bun- 

Hermann desregierung im Gegensatz zur bisherigen 

Praxis eine finanzielle Beteiligung der Küsten- 
länder anstrebt? 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/245 


v53. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, denen zufolge 
Dr. Wagner maßgebliche Beamte des Bundcswirtschafts- 

(Trier) rninisteriums sich immer noch gegen die Koor- 

dinierung der Wirtschaftspolitiken und die 
monetäre Zusammenarbeit in der EWG als 
einen ersten Schritt zu einer Wirtschafts- und 
Währungsunion der EWG-Länder sträuben? 


Ist die Bundesregierung bereit, in der herr- 
schenden Hochkonjunktur die regionale Struk- 
Lurpolitik in schwächer strukturierten Regio- 
nen mit den zur Verfügung stehenden Mitteln 
aus den überdimensioniert gestiegenen Steuer- 
einnahmen zu verstärken, zumal diese Regio- 
nen einen wesentlich geringeren Konjunktur- 
grad aufweisen? 


Hält die Bundesregierung die Dienstleistungs- 
verträge, die zwischen dem European Exchan- 
ge System (EES) als Behörde der Streitkräfte 
der Vereinigten Staaten und den deutschen 
Vertragspartnern (Konzessionären) abge- 
schlossen werden, in allen Punkten mit dem 
deutschen Recht für vereinbar oder ist sie be- 
reit, bei den Behörden der amerikanischen 
Streitkräfte auf eine Änderung der beanstan- 
deten DienstleisLungsverträge hinzuarbeiten? 


Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel 
Schlichtungsverfahren nach Artikel 4 Abs. 1 
des Abkommens zvN^ischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den USA über die Beilegung 
von Streitigkeiten bei Direktbeschaffung statt- 
gefunden haben und wer sind die Vertreter 
der Bundesregierung in dem Vertragsschlich- 
tungsausschuß gemäß Artikel 4 Abs. 2 Buch- 
stabe a des Abkommens zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und den USA über die 
Beilegung von Streitigkeiten bei Direktbe- 
scliaffung? 


57. Abgeordnete Ist bei der Minderung des Kaufgeldausgleichs 
Frau Dr. Wolf infolge der Aufwertung der DM, die Gavi-Ex- 
perten gerade zu Weihnachten 1969 mitge- 
teilt wurde, eine inzwischen in dem Aufent- 
haltsland eingetretene Preiserhöhung berück- 
sichtigt worden? 


58. Abgeordnete In welchen Abständen und in welchem Aus- 

Frau Dr. Wolf maß erfolgen Überprüfungen der Preise in 

Entwicklungsländern und werden Änderungen 
rückwirkend berücksichtigt? 


56. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


55. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


54. Abgeordneter 

Höcherl 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


59. Abgeordneter 

Dr. Siemer 


60. Abgeordneter 

Dr. Siemer 


61. Abgeordneter 

Fellermaier 


62. Abgeordneter 

Fellermaier 


63. Abgeordneter 

Lemmrich 


64. Abgeordneter 

Dröscher 


65. Abgeordneter 

Orgaß 


Kann die Bundesregierung schon heute eine 
ungefähre Vorschätzung darüber abgeben, ob 
der nach dem Gesetz über einen Ausgleich 
für Folgen der Aufwertung der Deutschen 
Mark auf dem Gebiet der Landwirtschaft vom 
23. Dezember 1969 zu zahlende Mehrwertsteu- 
erbetrag von 3*'/o an die landwirtschaftlichen 
Betriebe den Betrag von insgesamt 780 Millio- 
nen DM erreichen wird? 

Zu welchem Ergebnis ist die Bundesregierung 
bei der von ihr durchzuführenden Überprü- 
fung gemäß dem am 10. Dezember 1969 in 
Gegenwart des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten von diesem 
Hause einstimmig, ohne Enthaltungen, ange- 
nommenen Entschließungsantrag der Fraktio- 
nen der SPD und FDP vom 9. Dezember 1969 
auf Umdruck 2 gekommen? 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß bei der Neuordnung des Trinkmilchmark- 
tes im Jahre 1970 das kostenlose Schulmilch - 
frühstück als ein Mittel zum Abbau der Milch- 
überschüsse in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eingeführt werden sollte? 

Ist die Bundesregierung bereit, mit den Bun- 
desländern über die Finanzierung dieses Schiil- 
milchfrühstückes Verhandlungen aufzunehmen 
und selbst einen angemessenen Finanzbeitrag 
dazu zu leisten? 

Welche Regelung wurde getroffen, um bei der 
Aktion der Bundesregierung, den Rinderbe- 
stand durch Prämiengewährung für Abschlach- 
tiingen zu vermindern, die Schlachtung hoch- 
trächtiger Kühe zu verhindern? 

Wie will die Bundesregierung das Problem 
der Landaufnahme bzw. Strukturverbesserung 
für abgabewillige Bauern in den Gemeinden 
lösen, in denen keine aufnahmewilligen Be- 
triebe vorhanden sind und die Gefahr besteht, 
daß das Land brach liegenbleibt? 

Hält die Bundesregierung die beabsichtigte 
Milchauffettung auch dann noch für wün- 
schenswert, wenn sie die Ergebnisse des von 
ihr veröffentlichten Ernährungsberichtes 1969, 
der eindeutig einen zu hohen Fettverbrauch 
der Bundesbürger konstatiert und der außer- 
dem alle Bestrebungen zur Förderung des 
Konsums fettarmer Milch begrüßt, berücksich- 
tigt? 
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66. Abgeordneter Wie hat sich der Anteil unserer Partner im 
Weigl EWG-Raum in der Überproduktion in Milch, 

Getreide und Zucker in den letzten Jahren ent- 
wickelt? 


67. Abgeordneter Welche Auswirkungen wird die als Folge der 

Weigl DM-Aufwertung und zum Abbau der Über- 

schüsse geplante Senkung der Milchpreise um 
ca. 4 Pfennig pro Liter und des Getreides um 
ca. 8 DM pro Doppelzentner auf die Verbrau- 
cherpreise haben? 

68. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Äußerungen des 
Dr. Gleissner Vizepräsidenten der EWG, Dr. S. L. Mansholt, 

bekannt, wonach er die Proteste von über 2000 
Versammlungsteilnehmern in Kiel als „reinen 
Terror", als „einen wiederaufkommenden Fa- 
schismus" und als „ein Zeichen an der Wand" 
bezeichnet hat und hat die Bundesregierung 
dagegen bei den zuständigen Stellen in der bei 
anderen Staaten üblichen Form Einspruch bzw. 
Protest erhoben? 

69. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in Vertretung der Le- 
Dr. Gleissner bensinteressen unserer bäuerlichen Landwirt- 
schaft bereit, öffentlich ihr Verständnis für die 
Erregung der deutschen Bauern darüber zum 
Ausdruck zu bringen, daß die Existenz der 
bäuerlichen Landwirtschaft durch die von 
EWG-Vizepräsidenten Mansholt propagierte 
EWG-Agrarpolitik bedroht ist, wonach alle 
Agrarprobleme grundsätzlich durch Aufgeben 
der bäuerlichen Landwirtschaft und deren 
Überführung in eine rein industriealisierte 
Großlandwirtschaft gelöst werden sollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


70. Abgeordneter Ist der Bundesregierung das zwischen Belgien 

Dr. Lenz und Frankreich geschlossene Abkommen vom 

(Bergstraße) 19. September 1969 über den Ausgleich von 

Währungsverlusten für in Frankreich arbei- 
tende belgische Grenzarbeiter bekannt? 

71. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 

Jung den Trend der sich immer mehr in die Städte 

verlagernden Arzteniederlassungen entgegen- 
zuwirken, die Besetzung vakanter Kassenarzt- 
stellen — insbesondere in ländlichen Gebie- 
ten — zu gewährleisten und somit eine ange- 
messene ärztliche Versorgung der Bevölke- 
rung sicherzustellen? 


11 



Drucksache VI/245 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


72. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


73. Abgeordneter 

Burgemeister 


74. Abgeordneter 
Burgemeister 


75. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


76. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


77. Abgeordneter 
Stahlberg 


78. Abgeordneter 

Stahlberg 


79. Abgeordneter 

Zink 

80. Abgeordneter 

Zink 


Ist die Bundesregierung bereit, durch Ände- 
rung der Ausführungsbestimmungen dafür zu 
sorgen, daß bei der Gewährung von Aus- 
gleichsrenten nach dem Bundesversorgungsge- 
setz die erhebliche Verschlechterung der Ein- 
kommensverhältnisse in der Landwirtschaft 
berücksichtigt wird? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß als Fol- 
ge der Aufwertung der DM sich Einkommens- 
verluste für deutsche Rentenempfänger erge- 
ben haben, die ihre Renten aus ausländischen 
Rentenversicherungen, z. B. aus Holland be- 
ziehen? 

Wie groß schätzt die Bundesregierung die Zahl 
dieser Rentner und in welcher Höhe etwa er- 
geben sich für diesen Personenkreis finanzielle 
Einbußen? 

Welche Möglichkeit besteht im Rahmen des 
Arbeitsförderungsgesetzes von seiten der Bun- 
desanstalt für Arbeit, die Einrichtung von Kin- 
dertagesstätten mitzufinanzieren, um Frauen, 
deren Unterbringung am Arbeitsmarkt durch 
ihre häuslichen Pflichten sonst nicht möglich 
ist, wieder in das Berufsleben einzugliedern? 

Inwieweit ist vorgesehen, mit Hilfe des Ar- 
beitsförderungsgesetzes die Einrichtung von 
Teilzeitarbeitsplätzen zu fördern, um verhei- 
rateten Frauen die Möglichkeit zu geben, ne- 
ben ihren familiären Ptlichten noch einen Be- 
ruf duszuüben? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
sich der zivile Ersatzdienst zu einem „Sammel- 
becken anarchistischer Kreise" entwickelt hat, 
wie dies eine Studie der Arbeitsgemeinschaft 
der Ersatzdienstgruppenleiter feststellt? 

Trifft es zu, daß Ersatzdienstpflichtige in ge- 
lenkten Aktionen Sachbeschädigungen ver- 
üben, die Hausordnungen der sozialen Einrich- 
tungen mißachten sowie sich gegenüber Kran- 
ken und Alten durch übermäßiges Lärmen 
rücksichtlos verhalten, wie dies eine Studie 
der Arbeitsgemeinschaft der Ersatzdienstgrup- 
penleiter feststellt? 

Trifft es zu, daß es in München eine Streik- 
zentrale der Ersatzdienstleistenden gibt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung ei- 
ner Studie der Arbeitsgemeinschaft der Ersatz- 
dienstgruppenleiter, wonach im zivilen Ersatz- 
dienst zukünftig zentrale Sammellager sowie 
für Ersatzdienstleistende, die sich nicht be- 
währen, eigene Unterkünfte mit besonderen 
Arbeitsaufgaben geschaffen werden sollen? 
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öl. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dem Zentralver- 
Zebisch band der Zivilversehrten, Invaliden und Rent- 

ner e. V. die Berechtigung erteilen, auf den 
Waren, die für ihn von Zivilversehrten ver- 
trieben werden und deren Teilerlös ihm zu- 
fließt, den Hinweis anzubringen „Die Ware 
wird im Auftrag des Zentralverbandes der 
Zivilversehrten vertrieben"? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


82. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung den Ent- 

Dr. Klepsch wurf eines Gesetzes zur Neuordnung des 

Wehrdisziphnarrechts in den Bundestag ein- 
zubringen? 

83. Abgeordneter Ist der Grund dafür, daß ein entsprechender 

Dr. Klepsch Entvvurf bisher nicht eingebracht wurde, der, 

daß die Bundesregierung den bereits in der 
5. Legislaturperiode cingebrachten Entwurf 
ändern will und welchen Bereich betreffen die 
beabsichtigten Änderungen? 

84. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 

Lemmrich schlag, Tieffiugübungen von Düsenflugzeugen 

der Deutschen Luftwaffe nicht über dem Ge- 
biet der Bundesrepublik Deutschland sondern 
über der Sahara durchzuführen? 

85. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für notwendig, 

Dr. Enders die 1965 festgesetzten Beträge im Hinweis 13 c 

zu § 4 dos Unterhaltssicherungsgesetzes zu er- 
höhen, um den Familienangehörigen der zur 
Bundeswehr einberufenen Wehrpflichtigen, 
entsprechend den gestiegenen Miet- und Le- 
benshaltungskosten, ein angemessenes Ein- 
kommen zu sichern? 

86. Abgeordneter Wieviel Startighter hat die deutsche Luftwaffe 

Leicht verloren? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

87. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Schmidt rung, sich durch gesetzliche Maßnahmen über 

(Krefeld) das Bundesseuchengesetz hinaus und neben 

den schriftlichen Aufklärungen stärker bei der 
Bekämpfung der infektiösen Llepatitis mit ih- 
ren Spätfolgen zu engagieren? 
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88. Abgeordneter Werden z. B. in diesem Zusammenhang Schrit- 

Dr. Schmidt te erwogen, die eine Versorgung der Bevölke- 

(Krefeld) rung überall mit einwandfreiem Trinkwasser 

gewährleisten, für eine Klärung der Abwäs- 
ser vor Erreichen der Vorfluter sorgen und 
die weitmöglichste Sauberhaltung der Flüsse 
als nicht unwesentlicher Trink wasserlieferant 
vieler Gegenden der Bundesrepublik Deutsch- 
land sichern? 

89. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Jugend, Familie 

Baier und Gesundheit bereit, dafür zu sorgen, daß 

der deutsch-französische Familienaustausch, 
welcher infolge des geringen Förderungsan- 
teiles im Rahmen des deutsch-französischen 
Jugendwerkes nur 0,02 ^/ü aller Franzosen und 
Deutschen umfaßt, im Jahre 1970 durch eine 
höhere Mittelbereitstellimg verstärkt wird? 

90. Abgeordneter Welche Gründe liaben den Bundesminister für 

Rollmann Jugend, Familie und Gesundheit veranlaßt, 

den Leiter des Referats „politische Bildung der 
Jugend nsw,“ in der Abteilung Jugendpolitik 
trotz dessen beruflicher Erfahrung von dieser 
Aufgabe zu entbinden? 

91. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Kreiitzmann Zuwendungen der Stiftung Volkswagen werk 

im Rahmen der Ausbildungsfördcrung für Ma- 
thematiker und Naturwissenschaftler im höhe- 
ren Schuldienst auf die Erziehungsbeihilfe nach 
§ 27 BVG anzurechnen sind, während sie auf 
den Kreis der Empfänger von Ausbildungs- 
hilfe nach dem LAG nicht angerechnet werden? 

92. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Dr. Kreutzmaiin diese ungleiche Behandlung zweier geschä- 
digter Gruppen aus der Welt zu schaffen? 

93. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die wachsende Ge- 

Hussing fährdung der Gesundheit durch zunehmende 

Verwendung chemischer Artikel und Substan- 
zen mit den verschiedensten Namen und Zu- 
sammensetzungen? 

94. Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung, dieser Gefahr 

Hussing durch Einführung einer Kennzeichnungspflicht 

entgegenzuwirken, wie sie z. B. in den USA 
üblich ist, wo chemische Produkte im Aufdruck 
ihre chemische Zusammensetzung und geeig- 
nete Gegenmittel enthalten müssen, um eine 
sofortige wirksame Bekämpfung der gesund- 
heitsschädlichen Stoffe zu gewährleisten? 

95. Abgeordneter Wie ist es möglich, daß apothekenpflichtige 

Ollesch Mittel im Behörden- und Betriebshandel an 

jedermann in beliebiger Menge abgegeben 
werden können? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


96. Abgeordneter 
Ollesch 


97. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


98. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 


99. Abgeordneter 
Mancher 


100. Abgeordneter 

Maucher 


101. Abgeordneter 

Adorno 


102. Abgeordneter 

Adorno 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
der Verkehrssicherheit bei den zuständigen 
Länder- und Gemeindebehörden darauf hin- 
zuwirken, daß hellere Grundfarben für die 
Straßendecken verwendet werden, nachdem 
sich gerade in den letzten Wochen wieder 
herausgestellt hat, in wie starkem Maße die 
früher üblichen schwarzen Fahrbahndecken bei 
Nebel, Regen und Dunkelheit Licht schlucken? 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung 
eine Bundesbeteiligung an den Kosten des 
Großflughafens München-Erding unter der Be- 
dingung des weiteren Betriebs des Flughafens 
München-Riem abhängig gemacht und hat die 
Bundesregierung damit die Zusage des frühe- 
ren Bundesverkehrsministers Seebohm wider- 
rufen, der eine Bundesbeteiligung ohne Bedin- 
gung zugesichert hatte? 

Hat die Bundesregierung bei den anderen 
Großflughafen-Projekten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland ähnliche Bedingungen gestellt 
und ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Stadt München dem Bau eines Großflughafens 
nur unter der Voraussetzung angestrebt hat, 
daß nach seiner Fertigstellung der bisherige 
Flughafen Mündien-Riem aus mehrfachen 
— nicht zuletzt städtebaulichen Gründen (z. B. 
Trabantenstadt Perlach) — geschlossen wird? 

Treffen Pressemeldungen zu, daß die Deutsche 
Bundesbahn nicht beabsichtigt, die Bundes- 
bahnstrecke Ulm — Friedrichshafen in den 70er 
Jahren zu elektrifizieren? 

Nachdem in den Berichten von der Elektrifi- 
zierung der Bundesbahnstrecke Ulm — Schel- 
kingen — Sigmaringen — Immendingen nicht die 
Rede war, ist an eine Elektrifizierung dieser 
Strecke überhaupt nicht gedacht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß beide 
Bahnstrecken für den internationalen Verkehr 
von besonderer Bedeutung sind? 

Wann ist mit der Elektrifizierung der Bundes- 
bahnstrecke Offenburg — Radolfzell — Lindau zu 
rechnen? 


103. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat der Bundesminister 
Mursch für Verkehr den noch im Jahresbericht der 

(Soltau-Harburg) Bundesregierung 1968 als 2. Ausbauplan be- 
zeichneten Plan für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Jahren 1971 bis 1985 in 
„Neuen Ausbauplan" umbenannt (vgl. Druck- 
sache VI/195, letzter Absatz)? 
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104. Abgeordneter Würde die Kontinuität im Bundesfernstraßen- 
Mursch bau nicht besser dadurch zum Ausdruck kom- 

(Soltau-Harburg) men, wenn es bei der bisherigen Bezeichnung 
bleibt, zumal der 2. Ausbauplan die Fortset- 
zung des 1. Ausbauplanes (1959 bis 1970) dar- 
stellt und ein wesentlicher Teil der Straßen- 
baumaßnahmen vom 1. in den 2. Plan über- 
geht? 


105. Abgeordneter Treffen Presseberichte zu, daß bei Verkehrs- 
Baeuchle Unfällen über 65 Jahre alte Kraftfahrzeugfah- 

rer in prozentuell höherem Maße beteiligt 
waren? 


106. Abgeordneter Falls vorstehende Frage bejaht wird, frage ich, 
Baeuchle ob die Bundesregierung daraus Konsequenzen 

zu ziehen beabsichtigt, etwa durch Begrenzung 
der Fahrerlaubnis auf 65 oder 70 Jahre und 
ihrer Verlängerung erst nach einer Gesund- 
heitsprüfung? 


107. Abgeordneter Ist es der Bundesregierung möglich, darauf 
Dr, Schachtschabei hinzuwirken, daß US-Fahrzeuge und oft kilo- 
meterlange Fahrzeugkolonnen die Bundesauto- 
bahnen bzw. bestimmte Bundesautobahnab- 
schnitte nicht gerade während des dichtesten 
Berufsverkehrs befahren? 


108. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen der 
Niegel von ihr wieder für dieses Jahr vorgesehenen 

Verordnung zur Erleichterung des Ferienreise- 
verkehrs auf der Straße den Ländern die Mög- 
lichkeit einzuräumen, für engbegrenzte Trans- 
porte, wie Kirschen und Erdbeeren, die leicht 
verderblich sind und als Erntegut mengen- 
mäßig wegen der unbestimmten Witterung 
nicht auf die einzelnen Werktage verteilt wer- 
den kann, Ausnahmegenehmigungen für die 
Beförderung auf der Bundesautobahn zu er- 
teilen? 


109. Abgeordneter Welche Vorstellung hat die Bundesregierung 

Dr. Müller- bezüglich Standort und Ausbau eines Tief- 

Hermann Wasserhafens an der Nordseeküste und der 

dafür benötigten Investitionen, um die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Seehäfen an- 
gesichts der strukturellen Veränderungen in 
der Seeschiffahrt zu erhalten? 


HO. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür sorgen, daß 
Pieroth die Rationalisierungseinsparungen durch die 

Zusammenlegung der Omnibusdienste von 
Bundesbahn und Bundespost auch an die Rei- 
senden weitergegeben werden in Gestalt nie- 
drigerer Tarife? 
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111. Abgeordneter Ist die Bundesregierung in absehbarer Zeit be- 

Niegel reit, die Benachteiligung der ländlichen Räume 

gegenüber den Ballungszentren bei der Fest- 
setzung von Telefongebühren durch Erweite- 
rung bzw. Zusammenlegung von Knotenäm- 
tern auf mindestens Landkreisgröße bzw. Grös- 
se einer wirtschaftlichen Region zu beseitigen, 
damit dann dort von der Bevölkerung mit den 
gleichen Gebühren telefoniert werden kann 
wie in den Ballungszentren? 

112. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gereditfer- 

Haehser tigt, daß Umwege, die im Postreisedienst durch 

Straßenbaumaßnahmen notwendig werden, 
den Benutzern des Postreisedienstes durch die 
Forderung nach höheren Fahrpreisen ange- 
lastet werden? 

113. Abgeordneter Wenn nein, sieht die Bundesregierung Mög- 

Haehser lichkeiten, die jetzt geübte Praxis zu ver- 

ändern? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter Aus welchen Gründen hält die Bundesregie- 

Erhard rung die Erhöhung von Dienstwohnungsver- 

(Bad Schwalbach gütungen ab 1. Januar 1970 — wie das durch 

Erlaß vom 4. November 1969 angeordnet wor- 
den ist — um mehr als 30®/o für gerechtfertigt? 

2. Abgeordneter Sind die Kosten der vorhandenen Wohnungen 

Erhard in diesem Umfang gestiegen? 

(Bad Schwalbach) 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


3. Abgeordneter Wie haben sich die amtlichen deutsch-franzö- 

Faller sischen Kontakte wegen der Zahlung von 

Gewerbesteuer durch die französische Elek- 
trizitätsgesellschaft „Electricite de France" an 
die Gemeinde Märkt (Kreis Lörrach) seit mei- 
ner letzten Anfrage im April 1961 entwickelt? 

4. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich im Hin- 

Faller blick auf die bald 40-jährigen erfolglosen Be- 

mühungen der vom 2. Weltkrieg schwer be- 
troffenen Gemeinde Märkt für eine einma- 
lige, großzügige Sonderregelung — unabhän- 
gig von der Rechtslage — einzusetzen, nach- 
dem die Steuerschuld der „Electricite de Fran- 
ce" sich schon 1936 auf rund 40 000 Reichs- 
mark belaufen hatte? 

5. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die An- 

Barche gehörigen der Wehrmacht, die während des 

Krieges in einem besetzten Land waren und 
ihren Wehrsold in der Währung dieses Landes 
erhalten haben, nach der Kapitulation des 
Deutschen Reichs, teilweise noch im besetzten 
Land oder später bei der Deutschen Reichs- 
bank, das in ihrem Besitz befindliche auslän- 
dische Geld gegen eine Abgabebescheinigung 
abgeben mußten, ohne daß sie dafür entspre- 
chend dem Umrechnungskurs deutsches Geld 
erhalten haben? 

6. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 

Barche diesen davon betroffenen ehemaligen Wehr- 

machtsangehörigen nachträglich zu ihrem 
Recht zu verhelfen, zumal die immer auf deut- 
schem Gebiet stehenden Wehrmachtsangehöri- 
gen ihren Wehrsold in deutscher Währung 
bekommen und dadurch keinen Verlust erlitten 
haben? 
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7. Abgeordneter Trifft es zu, daß in Traben-Trarbach drei 

Dröscher große V/ohnblocks die in den 50er Jahren für 

französische Besatzungsfamilien gebaut wor- 
den sind, seit zwei Jahren leerstehen und 40 
zum Teil große Wohnungen darin an einhei- 
mische Wohnungsbewerber nicht vergeben 
werden können, weil nach Angaben der Bun- 
desvermögensverwaltung die Kosten für die 
Reparaturen dieser Häuser nicht aufgebracht 
werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


8. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Bestrebungen be- 

Hussing kannt, die seitherigen öffentlichen Zuschüsse 

(Zinsverbilligung, Investitionsbeihilfen) für 
den Fremdenverkehr zu drosseln? 

9. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Hussing damit Ansätze zur Erschließung wirtschaft- 

lich zurückgebliebener Räume der Bundesre- 
publik Deutschland für den Fremdenverkehr 
empfindlich gestört werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 

10. Abgeordneter Betrachtet es die Bundesregierung als eine 

Müller wünschenswerte und gewollte Nebenwirkung 

(Mülheim) des § 188 Abs. 2 RVO neuer Fassung, daß 

kriegs- und unfallbeschädigte Kassenmitglie- 
der, die ausschließlich wegen ihrer anerkann- 
ten Kriegs- oder Unfalleiden ärztlicher Be- 
handlung bedürfen, von der Beitragsrückge- 
währ ausgeschlossen werden? 

11. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 

Müller nehmen, um diese Wirkung der Vorschrift 

(Mülheim) verständlich zu machen oder sie zu beseitigen? 

12. Abgeordneter Sind Verbesserungen der Umschulungsmög- 

Dr. Schmitt- lichkeiten von Selbständigen vorgesehen, de- 

Vockenhausen ren Existenz durch Strukturveränderungen in 

ihrem Bereich bzw. nachteilige Folgen der 
wirtschal Hieben Entwicklung gefährdet ist? 

13. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den 

Zebisch Forderungen der Zivilversehrten auf lOOVo 

Freifahrt auf den Öffentlichen Verkehrsmitteln, 
auf Erhöhung des Pflegegeldes auf 150 DM 
und die Gleichstellung der Zivilversehrten mit 
den Kriegsversehrten ab 80W entgegenzukom- 
men? 
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14. Abgeordneter 

Zebisch 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, eine 
gesetzliche Krankenversicherung für alle Stu- 
denten vorzubereiten? 


Geschäftsbereich tles Bundesministers der Verteidigung 


15. Abgeordneter In welchem Umfang haben die Dienststellen 
Dr, Zimmermaiin der NATO insgesamt Rüstungs-, Forschungs- 
und Entwickliingsaufträge an die Industrien 
der NATO-Staaten vergeben und in welchem 
Umfang hat die Bundesrepublik Deutschland 
solche Aufträge erhalten? 


16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sich gegebe- 
Dr. Zimmermaiin nenfalls dafür einzusetzen, daß die deutsche 
Wirtschaft an solchen von der NATO vergebe- 
nen Aufträgen in angemessener Weise betei- 
ligt wird? 


17. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Nachteile be- 
Pieroth kann!, die sich aus der Existenz des Truppen- 

übungsplatzes Baiimholder für die Bevölke- 
rung der umliegenden Gemeinden ergeben 
und ist die Bundesregierung bereit, einem 
dringenden Wunsch der Bevölkerung und ört- 
lichen Instanzen folgend sich durch einen Be- 
such des Bundesministers der Verteidigung in 
Baumholder einen unmittelbaren Augenschein 
von den dortigen Problemen zu verschaffen? 


18. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Pieroth vorgesehen, um die durch den Truppenübungs- 

platz Baumholder hervorgerufenen wirtschaft- 
lichen Schwierigkeiten für die Bevölkerung 
von Baumholder und Umgebung zu beheben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


19. Abgeordneter 

Lenzer 


Welche Streckenstillegungspläne der Deut- 
schen Bundesbahn bestehen für den Bereich 
der Landkreise Dillenburg und Wetzlar? 


20. Abgeordneter Welche Maßnahmen zur Rationalisierung 
Lenzer (Schließung oder Verlegung von Betriebsein- 

richtungen usw.) und Umstrukturierung des 
Dienstleistungsangebotes der Deutschen Bun- 
desbahn sind im Bereich der Landkreise Dil- 
lenburg und Wetzlar geplant und durch ent- 
sprechende Sozialpläne abgesichert? 
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21. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Burgemeister ergritten um sicherzustellen, daß bei Durch- 
führung von Rationalisierungsmaßnahmen 
durch die Deutsche Bundesbahn wichtige In- 
teressen der Regionalplanung und der Zonen- 
randförderung nicht beeinträchtigt werden? 

22. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, unter Beach- 
Burgemeister tung der in der vorhergehenden Frage genann- 
ten Interessen z. B. die geplante Auflösung 
der Stückgutstelle Bockonem durch die Deut- 
sche Bundesbahn erneut überprüfen zu lassen? 

23. Abgeordneter Wie stellt sich der Bundesminister für Verkehr 

Biechele und für das Post- und Fernmeldewesen zu 

folgender Bemerkung: „Verkehrsunfälle mit 
tödlichem Ausgang sind grausig. Deshalb ist 
jede Maßnahme, die zur Rettung selbst nur 
eines einzelnen Menschenlebens beiträgt, ge- 
rechtfertigt. Gern haben wir registriert, daß 
in der ersten Hälfte des vergangenen Jahres 
528 Unfalltote weniger zu beklagen sind. 
Wenn unser Verkehrsminister Recht hätte, 
dann wären das die Folgen des zusätzlichen 
Fahrverbots für LKW's in der Ferienzeit. Er 
hat aber nicht recht, weil in dem erwähnten 
Zeitabschnitt nur ein Wochenende mit LKW- 
Fahrverbot fiel. Hinzu kommt noch, daß Lebers 
Staatssekretär behauptete, durch das Fahrver- 
bot sei an den fünf Wochenenden die Zahl der 
Verkehrstoten um 13Vo zurückgegangen. Dem- 
gegenüber ist festzustellen; Im Juni 1969 
— ein Monat, in dem das Fahrverbot voll 
wirksam war — waren 78 Verkehrstote mehr 
zu beklagen, als im gleichen Monat des Vor- 
jahres", die im Artikel „1970" von Peter Kam- 
per steht, der in der Zeitschrift „Auto", Jahr- 
gang 43 Nr. 441 vom Januar 1970 auf S. 1 ff. 
veröffentlicht wurde? 

24. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Verkehr und für das 

Biechele Post- und Fernmeldewesen in der Lage, ver- 

bindliche Zahlen (Vergleichszahlen zu 1968) 
über die Auswirkungen der Fahrverbote für 
LKW's an den fünf V/ochenenden im Hinblick 
auf Unfälle mit tödlichem Ausgang zu nennen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 

25. Abgeordneter In welcher Höhe stellt der Bund im Haushalts- 

Weigl jahr 1970 Sondermittel für ein am Schützen- 

hausplatz in Weiden in der Oberpfalz geplan- 
tes Demonstrativbauvorhaben mit 81 Woh- 
nungen, das nach einem beabsichtigten Grund- 
erwerb auf ca, 380 Wohnungen aufgestockt 
werden soll, zur Verfügung? 
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26. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Bund im Haushaltsjahr 

Weigl 1970 nicht nur Sondermittel für die Errichtung 

einer Kleinsiedlung des Bayerischen Siedler- 
bundes in Weiden in der Oberpfalz zur Ver- 
fügung stellt, sondern auch Darlehen und Zu- 
schüsse gibt zu dem noch vorher notwendigen 
Grunderwerb, zur beabsichtigten Aufstellung 
der Flächennutzungs- und Bebauungspläne und 
zu den Erschließungskosten obengenannter 
Kleinsiedlung? 

27. Abgeordneter Könnten die Vorschriften des Zweiten Woh- 

Burger nungsbaugesetzes, wonach Kinderreiche und 

Schwerbeschädigte bei vorzeitiger Rückzah- 
lung von Darlehen Ablösungsvergünstigungen 
erhalten, auch auf kriegshinterbliebene Wit- 
wen ausgedehnt werden? 


Bonn, den 16. Januar 1970 
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